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Den11."Mai,?den diesjährigen Muttertag,
rird Nina Rumland (32) ebensowenigver−

g yl.
Marienplatz legten Mütter an ihrem Ehren−
tag Blumensträuße zum dreizackigen Kern−
kraftzeichenauf das radioaktiv bestrahlte
Pflaster. Die Tierärztin Nina Rumland war
spontan dabei. Heute gehört sie zu den ?Ur−
müttern?. So nannten die Mitstreiterinnen in
dem kurz nach dieser Aktion ebenso spontan
gegründeten Verein ?Mütter gegen Atom−
kraft? ihre Gründerinnen schon nach weni−
gen Wochen.

Ihr erster Aufruf, den inzwischen rund
30 000 Frauen in der ganzen Bundesrepublik
unterzeichneten, trägt noch

die
Namen von

?nur neun ?Kontaktmüttern?. Mittlerweile
braucht der junge Verein bereits einen Com−
puter, der die Adressen von über 1000 zah−
?lenden Mitgliedern speichert, die oft wieder
eine eigene ?Mütterzelle? bilden. Was als
Privatinitiative begann, wurde im ?Schnee−
ballsystem? inzwischen zur bundesweiten
Bewegung. Die Anti−Atom−Mütter haben ?
ausgehend von München und Starnberg −
bereits Gruppen unter anderem in Hamburg,
Berlin und Münster, in Siegen, Köln, Heidel−
berg und Freiburg, Würzburg, Augsburg, Re−
gensburg und auch in Salzburg gebildet.
Wer sich an die Urmütter in Bayern wen−

det, bekommt auch in Hamburg noch Flug−
blätter, Ernährungstips (?Mit der Strahlenbe−
lastung leben??) und Ratschläge, wie man
einen Info−Stand aufbaut. Das Vereinspost−
fach in Icking am idyllischen Ammersee
quillt täglich über. ?Es ist, als ob nur der
Zündfunke gefehlt hat?, meint Vorstandsmit−
glied Nina Rumland, selbst Mutter von zwei
kleinen Kindern. Jede parteipolitische Bin−
dung − auch an die Grünen −lehnt die Müt−
terbewegung demonstrativ ab. Sie will ?un−
abhängig? bleiben. Kaum eine der Urmütter
war vorher parteipolitisch aktiv. Die Vor−
standsmitglieder dürfen es per Satzung nicht
sein.

In den bevorstehenden Wahlkämpfen in
Bayern und im Bund

will
der Mütterverein

aber dazu aufrufen, nur Kandidaten zu wäh−
len, die klar der Kernenergie den Rücken
kehren möchten. Daß gerade bisher ?weitge−

gegen Atomkraft? mobilisieren ?frei
WERTE rastrorei satin. Arieie
eye a Er

hend unpolitische?? Frauen zu ihrer ?Bewe−
gung? stießen, zeigen den Gründerinnen

ten. ?Ich bin das Untä−
i

Bde

− zahlreichen Zuschri

em Münchner "tigsein satt", schrieb eine jungeMutter.?Ich
möchte etwas unternehmen?, bot eine zweite
mit 21 Monate alter Tochter dem Verein ihre
?Energie’’ an. ;

Als ?Hysterikerinnen? beschimpft zu wer−
den, das bleibt für die Vereinsmütter nicht
aus. Doch in Bayern hat Nina Rumland diese
Erfahrung bislang ?weniger als andernorts?
gemacht. Im Freistaat waren die Belastungen
durch das sowjetische Reaktorunglück spür−
barer als etwa im Norden. Nicht still steht da−
her auch das Telefon bei der zweimal wö−
chentlich eingerichteten Sprechstunde in ei−
nem Münchner Büro. ?Den Behörden wird
kaum mehr etwas geglaubt?, stellen die frei−
willigen Helferinnen ? vier Monate nach
Tschernobyl − immer noch eine ?große Infor−
mationslücke? fest.
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Im Oktober wollen die Mütter mit ihren

?Forderungen auch nachBonn gehen. Im bay−a
erischen Umweltministerium brachten sie
ihre Sorgen gegen eine Verteilung radioak−
tiv belasteter Klä vorräte auf die
Felder beim zuständigen Strahlenschutzex−
perten vor. ?Machen Sie doch einen Vor−
schlag?, forderte der Experte die Frauen auf.
Als sie mit neuen Umweltbilderbüchern be−
stückt das Ministerium wieder verließen,
hatten sie jedoch erst einmal nichts bewirkt.
Die Behörden sähen das radioaktive
Caesium im Boden noch ?am besten? aufge−
hoben, hieß es. Schäden seien nicht zu be−
fürchten. Weil die Mütter dennoch nicht
?Teilnehmer eines Großversuchs? werden
wollen, wenn Klärabfälle auf den Äckern
landen, die die Grenzwerte der Klär−
schlammverordnung (370 Becqüerel/Kilo)
bei weitem überschreiten, haben sie ihren
Protest jetzt auch in eine Landtagspetition
gepackt.



Das

Personal
war

zu
effektiv

und zu

selbstsicherBei der Katastrophe von Tschernobyl versagte nach sowjetischer Ansicht der Mensch und nicht der Reaktor
Auf 350 Seiten haben sowjetische Phy−

siker, Chemiker, Techniker, Experten für
Atomenergie und Reaktorbau, Ärzte und
Pädagogen Ursachen, Schäden und Aus−

| wirkungen der Reaktor−Katastrophe von
Tschernobyl dargelegt. Der Abschlußbe−
richt wurde am 20. Juli von der Kreml−
führung erörtert und gebilligt. Er liegt
nun der Internationalen Atomenergie−Be−
hörde (IAEA) in Wien vor und soll dort
am 25. August diskutiert werden.

In Moskau erläuterten am Donnerstag
sowjetische Experten Einzelheiten. Der
Vize−Direktor des Kurschatow−Instituts
für energie, Walerij Legasow, der
Chef Staatskomitees für Atomener−
gie−Nutzung, Adrianik Petrosjanz, der
Chef des Staatskomitees für Hydrome−
teorologie und Umweltschutz, Jurij Israel,
und der Vize−Präsident der Medizini−
schen Akademie der Wissenschaften der
UdSSR, Leonid Ilin, stellten der Presse
den Bericht vor. Nach ihrer Zusammen−
fassung ergab die Untersuchung, daß
nicht Konstruktionsfehler des Reaktors,
sondern allein ?grobes? menschlisches
Versagen Ursache der Katastrophe war.
Der zerstörte 4. Reaktorblock war seit

Dezember 1983 in Betrieb. Bis Ende 1985
produzierte das gesamte Lenin−Atom−
kraftwerk von Tschernobyl, das aus vier
Blöcken bestand, 29 Milliarden Kilowatt−
stunden Energie ohne Störungen. ?Es
kann gut sein?, meinte Petrosjanz, ?daß
die effektive Arbeit des Werkes beim Per−
sonal zur Selbstsicherheit und Gleichgül−
tigkeit führte?. Dieses wiederum sei der
Grund für Verantwortungslosigkeit,
Nachlässigkeit und Undiszipliniertheit
bei der Bedienung des Reaktors gewesen.

Da 4. Block sollte nach zwei Jahren

Prpion
Ende April routinemäßig ge−

wartet werden. Dazu führte das Personal
ein Experiment durch, bei dem sechs
schwerwiegende Fehler begangen wur−
den. Der wichtigste war, daß bereits am
25. April um Mitternacht das Notkühlag−
gregat, also das wichtigste Sicherheitssy−
stem des Reaktors, völlig abgeschaltet
wurde und der Reaktor fast zwölf Stun−
den ohne Sicherheitssystem arbeitete.
Ohne diesen Fehler, erklärte der Atom−
wissenschaftler Legasow, hätte das Aus−
maß des wegen anderer Fehler entstan−
denen Unglücks ?wesentlich? begrenzt
werden können.

Als ersten Fehler im Zuge des Experi−
mentes bezeichnete Legasow eine Verrin−
gerung der Reaktoraktivität unter das zu−
gelassene Maß: so waren nur sechs bis
acht Regelstäbe betriebsbereit statt der
30 vorgeschriebenen. Ferner sank die
Kapazität des Reaktors unter die im
Testprogramm vorgesehenen 700 Mega−
watt−Einheiten. Das automatische Kon−
?trollsystem für das Energieniveau des

Von Elfie Sieg! (Moskau)

Reaktors war abgestellt, so daß jegliche
Kontrolle über die absackende Energie−
leistung fehlte.

Als dritter Fehler wurde festgestellt,
daß alle vier Kühlpumpen eingeschaltet
waren. Eine hätte aber als Reserve die−
nen müssen. Es bildeten sich ferner Luft−
blasen im Kühlsystem, die die Arbeit des
?Kühlregimes? behinderten. Da auch das
automatische Abschaltsystem der 8. Tur−
bine, mit der man experimentierte, abge−
stellt war, wurde die Turbine, als ihr kein
Dampf mehr zugeführt wurde, nicht auto−
matisch blockiert, sondern lief weiter.
Und schließlich hatte man das Sensor−
system, das Schwankungen des Wasser−
und Dampfniveaus im Reaktorsystem re−
geln soll, ebenfalls abgeschaltet.
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Tschernobyl strahlt noch: Pressekonferenz mit Atombehörden−Chef Petrosjanz
Moskau.

Das Bedienungspersonal des Reaktors
habe, meinte Legassow, das Wartungs−
experiment gemacht, weil es um die
Sicherheit des Atomkraftwerkes besorgt
gewesen sei, auch wenn das heute selt−
sam klinge.

Als Ziel des Experiments mit ?rein
elektrotechnischem Charakter? bezeich−
neten die sowjetischen Fachleute den
Test des Übergangs der Erzeugung von
Elektroenergie für den Reaktorbetrieb
von einem Turboaggregat auf einen Die−
selgenerator. Das Personal habe sich die
leider nicht genügend durchdachte und
zu wenig geprüfte Aufgabe gestellt, fest−
zustellen, wie lange für den Notfall, daß
der Reaktor abgestellt werden muß, der
Übergang von Turbo− auf Dieselenergie
dauern würde.
Im Zuge des falsch angelegten Experi−

ments kam es dann zu zwei Explosionen:
die schnelle Dampfentwicklung in den
Kanälen des Reaktors hat einen Teil der
Konstruktion und des Schachtes des
Blocks zerstört und führte zu der ersten

re

Explosion. Die zweite gab es, als der
brennende Dampf mit den Trümmern der
beschädigten Konstruktion in Luftberüh−
rung kam.

Ein Bericht der Moskauer Gebietspar−
teizeitung ?Leninsches Banner?, es habe
Ende Mai im Reaktor nochmals einen
Großbrand gegeben, wurde nicht bestä−
tigt. Die Experten meinten, man habe al−
lerdings um Zuge der Aufräumarbeiten
auf dem Gelände und im Reaktiorschacht
bisweilen künstliche Brände zu verzeich−
nen gehabt, die unter strenger Beobach−
tung standen. Ferner habe es einige an−
dere lokale Brände gegeben, die keine
Beziehung zu dem Unglück hätten.

Das fehlgeschlagene Experiment kam
teuer. Als direkte Kosten für die unmit−
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telbar mit dem Unglück verbundenen
Schäden, also wohl Sachschäden, nannte
das KPdSU−Politbüro in seiner Sondersit−
zung zu Tschernobyl im Juli zwei Milliar−
den Rubel (rund sieben Milliarden Mark).
Wie Petrosjanz vor der Presse bestätig−

te, sind 31 Menschen als Folge von
Tschernobyl gestorben. Drei Strahlen−
kranke schweben noch in Lebensgefahr.
Von den 203 bis jetzt hospitalisierten
Kranken haben 22 den vierten (also den
schlimmsten) Grad an Strahlungen, 23
den dritten, 53 den zweiten und der Rest
den ersten Grad aufzuweisen. Diese An−
gaben machte der Vize−Präsident der me−
dizinischen Akademie und Direktor des
Instituts für Biophysik, Leonid Ilin. Von
den Verstorbenen hatten die meisten
schwere Hautverbrennungen, es handelt
sich zumeist um die Feuerwehrleute, die
als erste am Unglücksort im Einsatz wa−
ren.
Laut Ilin sind als Folge von Tscherno−

byl insgesamt 135 000 Menschen, darun−
ter 45 000 Kinder evakuiert worden. Eini−
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ge wenige konnten bereits wieder in ihre
Dörfer zurückkehren. In ?nächster Zeit?
sollen weitere zurückkommen. Wie der
sowjetische Umweltschutzminister Jurij
Israel betonte, dürfe man die Evakuier−
ten aus der Unglückszone nicht mit den
zeitweilig in Ferien verschickten 60 000
Kindern aus Belorußland verwechseln.
Diese Kinder sollen zum Schulbeginn am
1. September wieder zu Hause sein.
Laut Israel habe die Radioaktivität in

unmittelbarer Nähe des 4. Blocks am 27.
April, also gleich nach dem Unfall, 1000
Milliroentgen pro Stunde betragen. Bis
heute ist sie ?immer noch ziemlich hoch?.
Der Boden innerhalb der 30−Kilometer−
Zone um das Kraftwerk sei nur einige
Millimeter tief verseucht. Das Wasser, so−
gar der Pripjat−Fluß, an dem das AKW
liegt, sei ?faktisch sauber?. Mit vier Spe−
zialflugzeugen habe man Regenwolken
aus der Gegend vertrieben und so einen
Monat nach dem Unglück nur Sonne ge−
habt in der Risikozone. Erst nach dem
nachfolgenden Regen hätte sich die Ra−
dioaktivität im Pripjat und dem Kiewer
Stausee ?leicht erhöht?.

Die sowjetischen Experten zählten
dann einige konkrete Folgen aus der
Tschernobyl−Katastrophe auf. So soll das
Bedienungspersonal für Kernkraftwerke
künftig an speziellen Imitatoren für Kri−
sensituationen trainiert werden. Die Aus−
bildungszeit für AKW−Personal betrug bis
jetzt, je nach Verantwortlichkeit bei der
Arbeit, zwei bis drei oder sechs bis acht
Jahre; künftig soll die Weiter− und Zu−
satzqualifizierung überarbeitet werden.
Außerdem will die UdSSR auf Regie−

rungsbeschluß hin in Kiew ein Zentrum
für Nuklearmedizin gründen. Und
schließlich hat sie der Internationalen
Atomenergie−Behörde in Wien Entwürfe
für zwei Konventionen vorgelegt, über
die man Ende September auf einer Son−
dersitzung beraten will. Der erste sieht
eine neue Konzeption für Sicherheitsga−
rantien in Kernkraftwerken vor, der
zweite einen Mechanismus für internatio−
nale Hilfeleistungen bei nuklearen Un−
glücksfällen.

Personelle Konsequenzen aus T’scher−
nobyl wurden letztlich auch gezogen. So
wurde die Leitung des Werkes abgelöst,
einige Partei− und Wirtschaftsfunktionäre
verloren ihre Posten, mehrere hat man
aus den Reihen? der KPdSU ausgeschlos−
sen. Auf die Frage, ob prominente sowje−
tische Experten wie der Leiter der
Tschernobyl−Kommission und stellvertre−
tende Ministerpräsident, Schtscherbina,
oder der Vizepräsident der Akademie der
Wissenschaften, Welichow, die länger am
Katastrophenort arbeiteten, nun strah−
lenbeschädigt sind, lautete die Antwort,
sie seien gesund und derzeit auf Urlaub.



?Beteuerungen der Behörden zur Kernenergie sind unglaubwürdig?
In bislang unveröffentlichter Petition aus Bial

FR 27.5.8
Zwei Monate dauerte die Fahndung nach einer Bittschrift, die Bürger der ostpolnischenStadt Bialystok an den Sejm, das polnische Parlament, geschickt hatten. Aufge−schreckt durch das Reaktorunglück in Tschernobyl wollten die Bürger den Weiterbaueines geplanten Atomkraftwerkes verhindern. Die Petition stammt vom 8. Mai. Mitte Ju−ni erfolgte die Antwort, die in der Parteizeitung ?Tribuna Ludu? veröffentlicht wurde.Die Antwort des Sejm schlug sich in der westlichen Presse in einer kurzen Agentur−meldung nieder. Der Wortlaut der Petition selbst blieb unbekannt, obwohl sie die ersteund bislang einzige offiziell bekanntgewordene Bürgeraktion gegen Kernkraftwerke ineinem sozialistischen Land ist. Über den Wortlaut der Petition verfügte in der Bundes−republik keine Anlaufstelle, in denen sonst polnische Untergrund− und Protestpapieregesammelt werden. Keines der Solidarnosc−Büros in der Bundesrepublik und Frank−reich zeigte sich imstande, den Bürgerprotest aus Bialystok zu beschaffen. OffizielleAnfragen an polnische Stellen in Warschau blieben zunächst unbeantwortet. Dennochtaten sie verschlungene Pfade auf und der FR wurde schließlich die gewünschte Peti−tion zugeschickt. Wir drucken die Petition und die Antwort des Sejm nun im Wortlaut.Aus dem Polnischen übersetzte Friedrich Griese.

®
Die Katastrophe im Atomkraftwerk

Tschernobyl hat in der polnischen Bevöl−
kerung Unruhe ausgelöst, beweist sie
doch, daß die in Kernkraftwerken ange−
wandte Technologie keine Sicherheit ga−
rantiert, daß die Maßnahmen zur Verhü−
tung eines Störfalls und seiner Folgen zu−
mindest unzureichend sind. Die verzöger−
te und unvollständige Unterrichtung über
diesen Vorfall zeugt davon, daß man der
öffentlichen Meinung und der Gesund−
heit der Bevölkerung nicht die gebühren−
de Beachtung schenkt.

In dieser Situation und angesichts der
seit Jahren in der Industrie betriebenen
Investitionspolitik, auf die die fortschrei−
tende Zerstörung der natürlichen Umwelt
und die Verschlechterung des Gesund−
heitszustandes zurückzuführen ist, muß
der Bau eines Atomkraftwerks in Zarno−
wiec ernste Befürchtungen wecken, sind
die Beteuerungen der Behörden, es stelle
keine Gefährdung der Bevölkerung dar,

laubwürdig.
&: Mitglieder des Sejms der Volksre−
publik Polen haben mit der Übernahme
der Rolle von Volksvertretern faktisch
die Pflicht auf sich genommen, für die
fundamentalen Interessen des Volkes zu
sorgen, unter denen das Problem der na−
tionalen Gesundheit und der Gesundheit
künftiger Generationen zu den elemen−
tarsten gehört. Der Sejm der Volksrepu−
blik Polen ist daher verpflichtet, gegen−
wärtig alles zu tun, um negative Folgen
der industriellen Nutzung der Atomener−
gie zu unterbinden.

Wir, die unterzeichneten Einwohner
von Bialystok, wenden uns an den Sejm
mit der Forderung:

Erstens: die Bauarbeiten am Atom−
kraftwerk in Zarnowice solange einzu−
stellen, bis die folgenden Bedingungen
erfüllt sind:

1. Diese Investition ist der Internatio−
nalen Atomenergie−Organisation, der
Fachorganisation der UNO, zur Beurtei−

?etition von Einwohnern Bialystoks an das polnische Parlament

lung und Kontrolle vorzulegen, und an−
schließend sollen Bau und Betrieb unter
ihrer Aufsicht erfolgen.

2. Es sind die modernsten und als
sicher anerkannten Systeme zur Verhü−
tung von Störfällen und ihren Folgen an−

zuwenden.
3. Die Öffentlichkeit ist über alle we−

sentlichen Erkenntnisse in dieser Sache
zu unterrichten.

Zweitens: auf dem Wege der Gesetzge−
bung die folgenden Bedingungen für die
friedliche Nutzung der Atomenergie in
Industrie und Energieversorgung sicher−
zustellen:

1. Alle diese Energie nutzenden Indu−
strieanlagen sind sowohl während der
Bauzeit als auch im Betrieb der Aufsicht
und Kontrolle der Internationalen Atom−
energie−Organisation zu unterstellen.

2. Es werden bewährte und dem jewei−
ligen Stand der Technik entsprechende
Sicherheitssysteme angewandt.

3. Alle Investitionsvorhaben in diesem
Bereich werden der Öffentlichkeit zur
Diskussion gestellt.

4. Der Standort des Vorhabens darf nur
mit Zustimmung der Bewohner des je−
weiligen Umlandes festgelegt werden.
Wir sind der Meinung, daß es keine

wirtschaftlichen oder politischen Gründe
gibt, welche eine Ablehnung dieser For−
derungen rechtfertigen könnten, denn
der Preis, den die Nation für die Folgen
von Fehlern und Nachlässigkeiten zu
zahlen hätte, ist zu hoch.
Wir erwarten, daß dieser Appell unver−

züglich allen Abgeordneten zur Kenntnis
gebracht wird. Wir erwarten, daß der
Sejm der Volksrepublik Polen sofort im
Sinne der Umsetzung unserer Forderung
tätig wird.
Text und Kopie der vollständigen Un−

terschriftsliste dem Sekretariat des Epi−
skopats Polen, Warschau, zur Kenntnis.

Bialystok, 8. Mai 1986

Een rn de,nea
Antwort des Sejm auf die Petition der Einwohner von Bialystok
(Aus: Tribuna Ludu, Nr. 137 vom 13. Juni 1986)

Polen sich auf seiner Sitzung am 28. 5.
1986 vom Präsidenten der Staatlichen
Atombehörde über den aktuellen Stand
der Bauarbeiten am Kernkraftwerk Zar−
nowice, die Grundsätze der Standortwahl
und des Baus von Atomkraftwerken so−
wie die bestehenden Vorschriften zur
Strahlensicherheit unterrichten ließ. Die
Abgeordneten informierten sich und er−
örterten eine Problematik, die für die Be−
völkerung von besonderem Interesse ist,
nämlich die bestehenden Gesetze und
Vorschriften für die Errichtung und den
Betrieb von kerntechnischen Anlagen.

Kernenergie ? eine
volkswirtschaftliche Notwendigkeit
Daß die Kernenergie Ende der achtzi−

ger bis Anfang der neunziger Jahre für
die Volkswirtschaft eingesetzt wird, ist
eine Notwendigkeit, die sich aus der
Brennstoff− und Energiebilanz des Lan−
des ergibt. Aus Untersuchungen zur künf−
tigen Entwicklung der Brennstoff− und
Energiewirtschaft Polens bis zum Jahre
2000 und perspektivisch bis zum Jahre
2020, die im Ministerium für Bergbau und
Energie wie auch in anderen Institutio−
nen (Plankommission beim Ministerrat,
Komitee für Probleme der Energieversor−
gung der Polnischen Akademie der Wis−
senschaften, Rohstoff−Team des For−
schungs− und Prognose−Komitees ?Polen
2000?, Ministerium für Material− und
Brennstoffwirtschaft) durchgeführt wur−
den, geht hervor, daß es nur begrenzte
Möglichkeiten gibt, die Förderung von
Brennstoffen aus inländischen Vorkom−
men weiter zu steigern, daß es nicht mö−
glich ist, den Import von flüssigen Brenn−
stoffen nennenswert zu steigern, daß
beim Eisenbahntransport Schwierigkei−
ten auftreten und daß eine Erweiterung
der konventionellen Energieerzeugung
die natürliche Umwelt gefährdet, so daß
die Einführung der Kernenergie unerläß−
lich ist. (Ein Kernkraftwerk von 1000 Me−
gawatt Leistung mit einem Druckwasser−
reaktor verbraucht im Jahr rund 20 Ton−
nen Kernbrennstoff, während konventio−
nelle Kraftwerke rund zwei Millionen
Tonnen Kohle verbrauchen und dabei
tonnenweise Asche sowie Schwefel− und
Stickoxide in die Atmosphäre ausstoßen.)
Wegen des bestehenden Mangels an

Rohöl und Erdgas kann der steigende
Brennstoffbedarf der industriellen Ener−
gieerzeuger nur mit Hilfe von Stein− und
Braunkohle sowie von Kernbrennstoff
gedeckt werden. Die Lieferungen von
Steinkohle an die industrielle Energie−
wirtschaft können jedoch nur in begrenz−
tem Umfang erhöht werden. Das liegt an
den begrenzten Möglichkeiten, die Kohle−
förderung zu steigern, und am Bedarf an−
derer inländischer Abnehmer und des
Exports. Erhöhte Kohlelieferungen an die
Energiewirtschaft wird es daher nur im
Bereich der Fernwärme geben, während
für den Einsatz von Steinkohle zur Er−
zeugung elektrischen Stroms ein beinahe
stagnierendes Niveau angenommen wird.
Im Bereich der Braunkohle haben wir

zur: Zeit die Bergwerke Turow, Konin,
, Adamow und. .Sieniawa, daneben ist.das.

Der zerstörte Kernreaktor in Tschernobyl
In einem Umkreis von rund 1000 Kilo−

metern um Polen sind zur Zeit Kern−
kraftwerke mit einer Gesamtleistung von
rund 80 000 Megawatt in Betrieb.
Im März 1985 erörterte der Sejm der

Volksrepublik Polen das vom Ministerrat
vorgelegte Dokument ?Probleme der Ver−
sorgung der Volkswirtschaft mit Brenn−
stoffen und Energie bis zum Jahre 2000
unter Berücksichtigung der Entwicklung
der Kernenergie?. Im Hinblick auf die
oben angeführten Gegebenheiten betonte
der Sejm in seiner Entschließung vom 21.
März 1985, daß eine Steigerung der Er−
zeugung und Bereitstellung von Energie
hauptsächlich durch eine Erhöhung der
Förderung fester Brennstoffe und einen
Ausbau der Energieerzeugung erfolgen
solle, darunter auch der Kernenergie.

Die praktischen Möglichkeiten der
Atomenergienutzung waren Anlaß und
Grundlage dafür, daß der Sejm die Ver−
hältnisse im Bereich der friedlichen Nut−
zung der Atomenergie für die sozioökono−
mischen Bedürfnisse des Landes umfas−
send regelte. Den ersten Schritt, um die
für den Ausbau der Kernenergie in Polen
unerläßlichen organisatorisch−rechtlichen
Voraussetzungen zu schaffen, unternahm
der Sejm der 8. Wahlperiode, indem er
die Staatliche. ?Atomenergie−Behörde
schuf. Ein weiterer. Schritt war. das von
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Während die obigen Bestimmungen
des Sejms für die Verfahrensweise maß−
geblich sind, wird gleichzeitig alles getan,
damit sich die Entwicklung der Kern−
energie in: Polen gefahrlos gestaltet. Ins−
besondere wurde für die in Polen zu er−
richtenden Kernkraftwerke der weltweit
am meisten verbreitete Druckwasserre−
aktor gewählt. Rund 70 Prozent aller in
der Welt errichteten Kernkraftwerke
sind mit diesem Reaktortyp ausgestattet.
Dabei wurden sowohl für das erste Kraft−
werk, das mit Blöcken von 465 Megawatt
am See von Zarnowice entsteht, als auch
für die folgenden Kraftwerke mit Blök−
ken von 1000 Megawatt technische Lö−
sungen mit einer Sicherheitsumhüllung
(Containment) sichergestellt.

Drei Barrieren
gegen radioaktive Verseuchung

Der Ausbreitung von Spaltprodukten
stehen somit drei Barrieren im Wege: die
Hülsen der Brennelemente, der herme−
tisch geschlossene Kühlkreislauf des Re−
aktors und schließlich die Sicherheitsum−
hüllung. Unabhängig davon wurde der
Reaktor mit Notkühlsystemen versehen,
die auch in dem Fall, daß der primäre
Kühlkreislauf völlig leck wird, die Küh−
lung. des Reaktorkerns gewährleisten,In
Polen wurden somit Arbeiten.in Ansri

ystok
wird

einstweiliger Baustopp
für Kernkraftwerk

gefordert
/
Sejm

lehnt ab

kerntechnischen Sicherheit und des
Strahlenschutzes erfüllt sind?.

Standortvorschläge werden nach einer
ersten Abstimmung mit den zuständigen
Behörden der Wojwodschaft und der Ge−
meinde der Plankommission beim Mini−
sterrat überwiesen, die eine Reihe von
Fachinstitutionen mit ihrer Beurteilung
beauftragt. Der Antrag auf Erteilung von
Standortempfehlungen für das zweite
Kernkraftwerk mit einer Leistung von
4mal 1000 Megawatt wurde z. B. fast vier
Jahre lang geprüft, u. a. von zwei unab−
hängigen Gruppen des Komitees für
Raumplanung der Polnischen Akademie
der Wissenschaften. Alle Vorbereitungen
zur Standortbestimmung werden in Ab−
stimmung mit den Wojwodschaftspräsi−
denten getroffen, und dabei werden
gleichzeitig die Stellungnahmen der Woj−
wodschafts−Nationalräte zur Standort−Ko−
ordination berücksichtigt.
Auch die Gemeindevorsteher werden

vom Fortgang der Arbeiten unterrichtet
und das Recht, Stellungnahmen und For−

derungen vorzutragen. Die gegenwärtig
geltenden Verfahrensvorschriften, die in
den erwähnten Gesetzen festgelegt sind,
gewähren somit weiten Bevölkerungs−
kreisen Einblick in den Vorgang der
Standortwahl und geben ihnen die Mög−
lichkeit, auf diese Wahl Einfluß zu neh−
men.

Internationale
Atomenergie−Organisation kann

nicht kontrollieren

Zu den grundlegenden Aufgaben der
Internationalen Atomenergie−Organisa−
tion (IAEA) gehört es laut Statut, auf
dem Gebiet der Erforschung, der Ent−
wicklung und der praktischen Anwen−
dung der Atomenergie für friedliche
Zwecke Aktivitäten anzuregen und Un−
terstützung zu geben, über die Nutzung
bestimmter spaltbarer Materialien eine
internationale Kontrolle auszuüben, Rat
zu erteilen, Voraussetzungen für den In−
formationsaustausch zu schaffen und
Fachleute zu schulen. Die TAEA übt ihre
Tätigkeit aus, ohne in die souveränen
Rechte der Staaten einzugreifen.
Eine Prüfung des Statuts ergibt, daß

die ITAEA beim Bau und Betrieb von
kerntechnischen Anlagen und sonstigen
Vorhaben, die dem Ausbau der nuklearen

Energieerzeugung in einzelnen Ländern
dienen, keine Aufsicht und Kontrolle aus−
übt und auch nicht ausüben kann.

Allerdings führt die IAEA aufgrund
eines Beschlusses, den der Verwaltungs−
rat der IAEA auf seiner letzten Sitzung
am 2]. Mai dieses Jahres faßte, in den
Mitgliedsländern der Organisation eine
Inspektion der Forschungs− und Kraft−
werksreaktoren im Hinblick darauf
durch, ob die Folgen des Unfalls im Kern−
kraftwerk von "Tschernobyl berücksich−
tigt werden.
Nach dem Atomgesetz vom i0. April

1986 liegt die staatliche Aufsicht über die
Reaktorsicherheit und den Strahlenener−
gie in Polen bei der Staatlichen Atom−

schutz−Behörde, ar deren Spitze ein: Prä−



us Bialystok ging beim Sejm. eine Pe−
’
tition zu den Problemen der friedlichen

Nutzung der Kernenergie ein; wir druk−
ken die Antwort ab, unterzeichnet von
dem Vorsitzenden des Ausschusses für
Wissenschaft und technischen Fort−

schritt, Prof. Zbigniew Puzewicz. Hier
der Wortlaut:

Werte Bürger!
Mitte Mai ging beim Sejm der Volksre−

publik Polen eine von 2974 Einwohnern

Bialystoks unterzeichnete Petition ein,
die friedliche Nutzung der Kernenergie
betreffend. Die Verfasser der Petition,
durch den Unfali im Atomkraftwerk

Tschernobyl beunruhigt, sind der An−

sicht, daß der Bau des ersten Atomkraft−
werks in Zarnowice ?ernste Befürchtun−

Zukunft des Landes und seiner Bewoh−
ner leiten lassen. Der ?Unfall; im: Atom−
kraftwerk Tschernobyl hat verständli−
cherweise in vielen Ländern, darunter
auch Polen, dazu geführt, daß die Öffent−
lichkeit sich stärker für die Probleme der

Nutzung der Atomenergie für die Bedürf−
nisse des Menschen und seine materielle
Existenz interessiert. Gleichzeitig ? und
das sollte man nicht vergessen ? wurde
das Unglück, das die Völker der Sowjet−
union getroffen hat, von gewissen Perso−
nen und Stellen in der kapitalistischen
Welt für eine Propagandaaktion mit ein−
deutig antisowjetischer Zielrichtung aus−

genutzt.
Was die Reaktion der polnischen Be−

hörden auf den Unfall in Tschernobyl an−
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Nur etwas über 500 Kilometer Luftlinie ist die ostpolnische Stadt Bialystok vom Unglücksort
Tschernobyl in der Ukraine entfernt.

gen wecken? müsse und die Beteuerung
der Behörden, ?es stelle keine Gefähr−

dung der Bevölkerung dar, unglaubwür−
dig? seien.

Die Verfasser der Petition fordern in
diesem ’Zusammenhang, den Bau des
Atomkraftwerks solange einzustellen, bis

gewisse Forderungen erfüllt sind, von de−
nen die wichtigsten lauten, daß alle Indu−

strieanlagen, welche die Atomenergie
nutzen, der Aufsicht und Kontrolle der
Internationalen Atomenergie−Organisa−
tion unterstellt und daß bewährte, dem

jeweiligen Stand der Technik entspre−
chende Sicherungssysteme angewandt
werden sollen.
Wir sind überzeugt, daß die Bürger, die

ihre Unterschrift unter die Petition ge−
setzt haben, sich von echter Sorge um die

geht, so ist sie allgemein bekannt. Es ist
deshalb überflüssig, noch einmal alle
Maßnahmen zu nennen, die ergriffen
wurden, nachdem die Informationen über
die Havarie und ihre voraussichtlichen

Folgen vorlagen. Eines steht zweifelsfrei
fest: Die Regierung der Volksrepublik Po−
len hat größtmögliche Fürsorge für die
Gesundheit der Bürger bewiesen. Es ist
auch begreiflich, daß die staatlichen Be−

hörden all die Probleme, die mit der Nut−

zung der Atomenergie für friedliche
Zwecke zusammenhängen, ständig verfol−

gen. Auch der Sejm der Volksrepublik
Polen befaßt sich mit ihnen.
Wir möchten die Verfasser der Petition

davon in Kenntnis setzen, daß der Aus−
schuß für Wissenschaft und technischen
Fortschritt des Sejms der Volksrepublik

Bergwerk ?Belchatow? im Bau; darüber
hinaus gibt es keine günstig−anstehenden
Vorkommen, die sich zum Abbau eignen.
Auch das Wasserkraftpotential unserer

Flüsse ist nicht groß (etwa 12 Milliarden
kWh/Jahr).

Die einzige aussichtsreiche Primär−
energiequelle für die industrielle Energie−
erzeugung kann daher nur der Kern−
brennstoff sein. Diese Ansicht −wird in
vielen Ländern vertreten, die bedeutend
früher damit begonnen haben, auf ihrem
Gebiet Kernkraftwerke zu bauen.

In den Nachbarländern
109 Atomreaktoren

Die Zahl der fertiggestellten oder im
Bau befindlichen Kernreaktoren zur

in den

|
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M
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Kernkraftwerke

Ostblockländern

Jaslavske Bohunice
Kan

Mochovce

Sejm.der 9. Wahlperiode am 10,
April1986 beschlossene ?Atomgesetz?.

Die entscheidende Grundlage für die

gesetzliche Normierung
dieser Verhält−

nisse ist der in Artikel 2 niedergelegte
Grundsatz, der folgendermaßen lautet:
?Die Nutzung der Atomenergie für die so−
zio−ökonomischen Bedürfnisse des Lan−
des ist zulässig, sofern die notwendigen
Maßnahmen ergriffen wurden, um die Si−
cherheit und den Schutz des Lebens und
der Gesundheit der Menschen und ihrer
Habe, aber auch den Schutz der Umwelt
zu gewährleisten?.
Wegen der Möglichkeit, daß Gefähr−

dungen durch Kontamination auftreten
können, hat man den Verfahren im Zu−

sammenhang mit der Standortwahl, der
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genommen, bei denen, es um die Anwen−,
?. dung, moderner, in der ganzen Welt be−
kannter und benutzer Sicherungen gegen
Störfälle und ihre Folgen geht.

Es ist falsch, die Erscheinungen, die
beim Kernkraftwerk Tschernobyl aufge−
treten sind, direkt auf die polnische
Kernenergietechnik zu übertragen. In
diesem Kraftwerk benutzt man nämlich
einen ganz anderen Reaktortyp, als er für
das Kernkraftwerk Zarnowice und die
weiteren Kernkraftwerke in Polen vorge−
sehen ist.

Das Verfahren der Standortwahl für
den Bau von Kernkraftwerken richtet
sich nach den Gesetzen zur Raumpla−
nung, zum Umweltschutz und zur Land−

ma Bjelojarsk

fFälTroitsk
Niznekamska
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Eines der beiden geplanten polnischen Kernkraftwerke soll in Zarnowice gebaut werden. In Polens Nachbarländern sind derzeit 109 Atomre−
aktoren in Betrieb oder geplant.

Energieerzeugung beträgt weltweit ge−
genwärtig
? 345 fertiggestellte Reaktoren mit

einer Leistung von 230 000 Megawatt und
? 180 im Bau befindliche Reaktoren

mit einer Leistung von 180 500 Megawatt.
In den direkt an Polen angrenzenden

Ländern beläuft sich die Leistung der
Kernkraftwerke, die in Betrieb sind oder
sich im Bau befinden, auf 70 300 Mega−
watt, darunter
? UdSSR (85 Reaktoren), 59 600 Mega−

watt,
? CSSR (13 Reaktoren), 5600 Mega−

watt,
? DDR (11 Reaktoren), 5100 Megawatt.
Darüber hinaus gibt es in Schweden 12

Reaktoren mit einer Leistung von 9450

Megawatt. D/R/S

Planung, dem Bau, der Inbetriebnahme
und dem Betrieb von kerntechnischen
Anlagen besondere Aufmerksamkeit ge−
schenkt. In Artikel 15 Atomgesetz heißt
es: Zu diesem Zweck ?sind die techni−
schen und organisatorischen Lösungen
zu wählen, die nach denm neuesten Stan−
de von Wissenschaft und Technik erfor−
derlich sind, damit es in allen Betriebszu−
ständen und Störfallsituationen nicht zu
einer Gefährdung des Bedienungsperso−
nals oder anderer Personen und der Um−
welt kommen kann?. Artikel 18 legt eben−
falls fest, daß ?um eine kerntechnische

Anlage herum eine Sicherheitszone ge−
schaffen wird in Gestalt eines Gebiets,
dessen Nutzung zum Zweck der Vermin−
derung einer Strahlengefährdung Be−
schränkungen unterliegt?.

schaftsgestaltung, zur Bodenbewirtschaf−

tung und zur Enteignung von Grundbe−
sitz sowie nach dem ?Atomgesetz?.
Nach Artikel 17 Absatz 1 und 2 dieses

Gesetzes’ ?wird bezüglich der kerntechni−

schen Sicherheit und des Strahlenschut−
zes die Genehmigung zum Bau, zur Inbe−

triebnahme, zum Betrieb und zur Stille−

gung einer kerntechnischen Anlage auf

Antrag des Investors oder der betreiben−
den Person durch den Präsidenten der
Behörde erteilt. Diese Genehmigung ist

Voraussetzung für die Erlaubnis zur Er−

richtung, zur Nutzung und zum Abbruch
der baulichen Anlage entsprechend den
Vorschriften des Baurechts. Die in Ab−
satz 1 erwähnte Genehmigung darf er−
teilt werden, wenn festgestellt wurde, daß

die Erfordernisse und Bedingungen der

tralen: staatlichen Verwaltungsorgans
ausübt. Der Präsident der Staatlichen
Atom−Behörde stellt eine Institution dar,
die in ihrer Tätigkeit von den Herstellern
und Betreibern von Anlagen zur nuklea−
ren Energieerzeugung und deren Lei−

tungsorganen unabhängig ist.
Zu den grundlegenden Rechten und

Pflichten des Präsidenten der Behörde

gehört die Erteilung von Genehmigungen
für die Errichtung, die Inbetriebnahme,
den Betrieb und die Stillegung aller Anla−

gen zur nuklearen Energieerzeugung in
Polen. Zum Tätigkeitsbereich des Präsi−
denten der Staatlichen Atomenergie−Be−
hörde gehören außerdem die Probleme
der ?Ausübung der Aufsicht und Kontrol−
le aller Aktivitäten, die eine Gefährdung
der Menschen und der Umwelt durch
ionisierende Strahlung hervorrufen oder
hervorrufen können? (Art. 47, Abs. 7); die
staatliche Aufsicht über die Reaktorsi−
cherheit und den Strahlenschutz ist nach
Art. 54 insbesondere verpflichtet, ?die
Entscheidungen zu treffen, die sich im
Hinblick auf die Reaktorsicherheit und
den Strahlenschutz ergeben, und die An−
forderungen festzulegen, die zur Gewähr−

leistung der Sicherheit und des Strahlen−
schutzes erfüllt sein müssen?.
Der kerntechnischen Aufsicht unter−

liegt auch die Errichtung des Kernkraft−
werks in Zarnowice. Nach der Prüfung
der Unterlagen bezüglich der Reaktorsi−
cherheit und des Strahlenschutzes, die
sich über mehr als ein Jahr hinzog, hat
der Präsident der Staatlichen Atomener−

gie−Behörde die Genehmigung zur Er−
richtung dieses Kraftwerks erteilt. Die

Genehmigung enthält jedoch über 30
Auflagen, die der Investor erfüllen muß,
damit die Errichtung des Kernkraftwerks
Zarnowice erfolgen kann. Die Kontrolle
durch die kerntechnische Aufsicht er−
streckt sich auf die Materialien, die Kon−
struktionen und Geräte sowie auf die
Durchführung der Arbeiten, die die kern−
technische Sicherheit und den Strahlen−
schutz beeinflussen können.

Eine der Bedingungen für die Ertei−

lung der Genehmigung zur Inbetriebnah−
me und zum Betrieb des Kraftwerks be−
steht darin, daß der Direktor einen mit
den zuständigen Behörden abgestimmten
Plan für die im Falle einer Havarie zu er−

greifenden Maßnahmen vorlegt und daß
er nachweist, über die technischen und

organisatorischen Mittel zu verfügen, um
diesen Plan unverzüglich in die Tat um−
zusetzen. Ziel dieses Notfallplans ist es,
die eventuellen Auswirkungen eines Stör−
falls auf Mensch und Umwelt einzugren−
zen.

Die kerntechnische Aufsicht in Polen
berücksichtigt die Empfehlungen, die von
der IAEA für eine gefahrlose Errichtung
und den sicheren Betrieb von Kernkraft−
werken entwickelt wurden. Die IAEA

zeigt Interesse für den Ausbau der nu−
klearen Energieerzeugung in Polen, was
man daraus entnehmen kann, daß sie für
1987 einen Schulungskurs im Kernkraft−
werk Zarnowice plant, bei dem es um die

Errichtung und den Betrieb von Kern−
kraftwerken geht.
Aus den oben dargelegten Informatio−

nen ergibt sich, daß der Sejm der Volks−

republik Polen ebenso wie die Regierung
und die staatlichen Stellen, die kraft Ge−
setzes für die Nutzung der Kernenergie
für die wirtschaftlichen Bedürfnisse des
Landes und damit auch der Einwohner
zuständig sind, Sicherheitserwägungen
den höchsten Rang einräumen. PAP


